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Totalrevision der Verordnung über den Einsatz und die Aufgaben der konzessionierten Trans-

portunternehmen in besonderen und ausserordentlichen Lagen: Vernehmlassung 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin, sehr geehrte Damen und Herren 

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund bedankt sich für die Möglichkeit, sich zur oben erwähnten 

Vorlage äussern zu können.  

Der SGB stützt die Einschätzung des Bundesrates, dass ein koordiniertes Vorgehen und eine Kom-

petenzregelung für vorrangig durchzuführende Transporte nicht nur in besonderen oder ausseror-

dentlichen Lagen, sondern auch bei Ereignissen mit systemweiten Auswirkungen sinnvoll sind. 

Das können Naturkatastrophen sein, aber auch einschneidende technische Unterbrüche, die eine 

Kettenreaktion mit Auswirkungen auf die Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft auslösen.  

Artikel 1 präzisiert, dass unter «Ausnahmesituationen» auch Gewalttaten fallen, die mit einem übli-

chen Sicherheitsdispositiv nicht mehr zu bewältigen sind. Weiter kann auch eine schwere Mangel-

lage, die eine normale Versorgung nicht mehr zulässt, darunter subsumiert werden. Pandemien, 

Erdbeben, Cyber-Angriffe oder Kernkraftwerksunfälle werden ebenfalls explizit aufgeführt. Der 

SGB erachtet die aufgezählten Beispiele als einleuchtend. 

Artikel 3 erweitert den Geltungsbereich auf Unternehmen, die Inhaberinnen einer Konzession und 

einer Sicherheitsbescheinigung für den Betrieb einer Eisenbahninfrastruktur sind. Und dies soll 

auch für Schienengüterverkehrsunternehmen gelten. Hingegen wird die Möglichkeit geschaffen, 

dass Unternehmen, die nachweislich keine Transporte zum Schutz der Bevölkerung oder der Ver-

sorgung der Wirtschaft mit lebensnotwendigen Gütern oder Dienstleistungen durchführen müssen, 

sich von der Pflicht im Sinne dieser Verordnung befreien können. Auch das unterstützt der SGB. 

Artikel 4 bestimmt die berechtigten Organe zur Anordnung solch vorrangiger Transporte. Es sind 

die Kantone, weiter Organisationen und Unternehmen, die bereits mit der wirtschaftlichen Landes-

versorgung betraut sind sowie die Armee. Der SGB beantragt im Sinne der Transparenz, dass die 

betreffenden Organisationen und Unternehmen namentlich genannt werden, denn ihnen werden 

in politisch und gesellschaftlich äusserst komplexen Situationen erhebliche Kompetenzen übertra-

gen. Wir betrachten es zudem als ein Manko, dass nirgends festgeschrieben steht, dass diese 

Akteure sich zwingend absprechen müssen und welches Organ diese Koordinationsaufgabe über-

nimmt.  
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Artikel 5 definiert die SBB und Postauto Schweiz AG als die systemführenden Transportunterneh-

men, denen die Koordinationsaufgaben zukommen. Das ist durchaus sinnvoll, enthebt aber die 

übrigen Akteure nicht von der Pflicht, sich sowohl untereinander als auch mit den systemführenden 

Unternehmen zu koordinieren. Denn SBB und Postauto Schweiz AG können auch in Ausnahmesi-

tuationen politische Kompetenzen nicht übersteuern, schon gar nicht in Fällen, wo es um extreme 

Vorkommnisse in einzelnen Regionen geht. 

In Artikel 6 wird das Bundesamt für Verkehr als die übergeordnete Entscheidungsinstanz benennt, 

die im Falle von fehlenden Trassen oder Transportmittel die Prioritäten setzt. Vorbehältlich der letz-

ten Instanz Armee im Verteidigungsfall. Sinnvoller wäre es, das BAV bereits als Koordinationsorgan 

überhaupt einzusetzen, denn in Extremsituationen wird es immer um Fragen der Prioritäten gehen. 

In Artikel 7 werden von allen konzessionierten Unternehmen Massnahmen für Ausnahmesituatio-

nen gefordert, wie sie die vorrangigen Transporte und die übrigen Transportdienstleistungen so 

weit möglich durchzuführen beabsichtigen. Hier muss nun zwingend festgeschrieben werden, 

dass in die gesamte Planung der konzessionierten Unternehmen die Sozialpartner einbezogen 

sind. Nur gemeinsam mit den Gewerkschaften sind solche Notfallszenarien überhaupt auszuarbei-

ten. Denn sie müssen ihr Einverständnis für ausserordentliche Personaleinsätze geben, insbeson-

dere, wenn wie in Absatz 2 vermerkt, der Betrieb und Transport mit Einsätzen rund um die Uhr 

sichergestellt werden soll. In die Konzeption der Massnahmen müssen zudem alle Erfahrungen 

und Erkenntnisse zu Arbeitssicherheit und Unfallprävention einbezogen sein.  

Wir schlagen folgende Änderungen vor: 

Art. 7 Abs. 3 

Sie sind insbesondere in den folgenden Bereichen zu treffen: 

a) Sicherstellung des betriebsnotwendigen Personals und Bereitstellung der betriebsnotwen-
digen Mittel 

b) B) Sicherstellung des Gesundheitsschutzes und der Arbeitssicherheit des Personals 

Abs. 4 

Wir möchten den ersten Satz wie folgt ergänzt haben:  

Die Unternehmen müssen die Vorbereitungsmassnahmen zusammen mit den auf ihrem Strecken-
netz zuständigen Behörden und Organisationen für Bevölkerungsschutz, innere Sicherheit, Volks-
wirtschaft und den Sozialpartnern planen und treffen. 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Dore Heim 

Präsident Zentralsekretärin 

 


